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Einig waren sich die
BDM-Vertreter Man-
fred Albersdorfer
(links) und Helmut
Graf (2. von rechts)
mit Peter Zahn (2.
von links) vom Bund
Naturschutz, dass die
Anliegen der bäu-
erlichen Landwirt-
schaft und des Natur-
schutzes nicht weit
voneinander entfernt
sind. Rechts Referent
Gerhard Stierhof.

Sparen durch Technik

Einsparen bedeute nicht, sich ein-
zuschränken, sondern die Vermei-
dung nutzlosenVerbrauchs, lautete
die These von Diplom-Ingenieur
Gerhard Stierhof von der gleichna-
migen Firma in Neustadt/Aisch, als
er Einspareffekte durch den Einsatz
von Technik im landwirtschaftli-
chen Bereich vorstellte.

Mit einem effektiven Einsatz von
Energie seien in der Landwirtschaft
Einsparpotenziale zwischen 30 und

50 Prozent möglich. Bei kleineren
undmittleren Betriebenmache das
jährlich zwischen 2500 und 3400
Euro beziehungsweise zwischen
4600 und 6800 Euro aus.

Allein bei derMelkanlage und der
Milchkühlung könne eine Einspa-
rung bis zu 80 Prozent bei denEner-
giekosten erzielt werden, sagte
Stierhof. Deshalb sollten Schwach-
stellen bei derMilchkühlanlage un-
bedingt beseitigt werden. (bt)

Im Blickpunkt

Wieder weniger
Neugeborene

Amberg-Sulzbach. (ll) Das Jahr
2011 könnte einen neuen Tief-
punkt bei der Zahl der Neugebo-
renen im Landkreis markieren.
Das geht aus einer Umfrage her-
vor, die das Kreisjugendamt bei
den Gemeinden angestellt hat,
umdie Kosten für dieVersendung
der Elternbriefe ab Juli 2012 zu er-
mitteln. Demnach wurden den
Landkreisbürgern in den ersten
zehnMonaten des Jahres 2011 le-
diglich 600 Kinder geboren. Das
Jugendamt geht für seine Berech-
nung davon aus, dass es bis zum
Jahresende rund 700 Geburten
sein werden.

Bereits 2010 war nach den Zah-
len des Statistischen Landesam-
tes mit 742 Geburten ein Tief-
punkt in der jüngeren Geschichte
des Landkreises erreicht worden.

Im Jahr 2009 hatte man noch 796
Neugeborene verzeichnet. Seit
den 1039 Geburten im Jahr 2001
ist diese Zahl ziemlich gleichmä-
ßig zurückgegangen.

Das Kreisjugendamt geht da-
von aus, dass sich diese negative
Tendenz langfristig fortsetzt. So
rechnet es für die Ermittlung der
Kosten für die Elternbrief-Ver-
sendung mit jährlich 700 Gebur-
ten zwischen 2012 und 2017, mit
650 Geburten zwischen 2018 und
2023 und ab 2024 nur noch mit
600 Neugeborenen im Jahr.

Zwillinge stellen die Statistik
zwar auch nicht ganz auf den
Kopf, sind angesichts einbre-
chender Geburtenzahlen aber
immerhin ein Lichtblick. Bild: ll

AnWeihnachten schon an Ostern denken
Oder zumindest an den Osterbrunnen: AOVE braucht bis spätestens 10. Januar Meldungen für Broschüre 2012

Amberg-Sulzbach.Wie jedes Jahr vor
Weihnachten denken die Verantwort-
lichen des Projekts „Osterbrunnen
2012“ bereits an Ostern. So werden
alle Vereine, die bisher an den Aktio-
nen beteiligt waren, mit der Bitte an-
geschrieben, ihre Brunnen bis spä-
testens 10. Januar an die Geschäfts-
stelle der AOVE zu melden. Gefragt
sind der Standort, der ausführende
Verein, die ungefähre Anzahl der Eier
und ob es sich um handbemalte
Hühner- oder Kunststoffeier handelt.

Die Osterbrunnen sollen nächstes
Jahr in der Zeit vom 1. bis 22. April
aufgebaut sein. Anhand der Fotos,
die von einem Gästeführer geschos-
sen werden, wird durch eine Jury, der
auch Vertreter aller beteiligten Verei-
ne angehören, der Sieger-Brunnen
ermittelt. Ausdrücklich betonen aber
die Verantwortlichen (neben der AO-
VE das Landratsamt und die Kultur-
werkstatt Sulzbach-Rosenberg), dass

nicht der Wettbewerb im Vorder-
grund steht, sondern dass bisher alle
Brunnen bei den Gästen großen An-
klang fanden und dass die Region
durch den Osterbrunnen-Tourismus
profitiert hat. Vereine und Gruppen,

die das Rundschreiben in den nächs-
ten Tagen nicht erhalten und heuer
mitmachen möchten, werden gebe-
ten, sich bis 10. Januar mit der AOVE
(Telefon 0 96 64/9 53 97 20) in Ver-
bindung zu setzen, da bis dahin die

Brunnen-Standorte für die Oster-
brunnen-Broschüre 2012 feststehen
müssen. Der Flyer wird bei Freizeit-
messen verteilt und an Busunterneh-
men versandt. Spätere Meldungen
können nicht berücksichtigt werden.

Richtige Prachtstücke – wie hier in Traßlberg – schmücken stets die Brunnen im Landkreis. Bild: Reinhold Werner

„Bauernhöfe statt Agrarindustrie“
Bundesverband Deutscher Milchviehhalter fordert andere EU-Politik

Amberg-Sulzbach. (bt) Damit die
bäuerliche Landwirtschaft, wie sie in
der Oberpfalz die Regel sei, überle-
ben könne, brauche man eine andere
Agrarpolitik. Dafür setze sich der
Bundesverband Deutscher Milch-
viehhalter (BDM) ein, versprach bei
der Kreismitgliederversammlung im
Gasthof Heldrich (Forsthof), Kreis-
vorsitzender Helmut Graf. Um eine
solche Politik durchzusetzen, finde
am 21. Januar in Berlin unter dem
Motto „Wir haben es satt. Wir wollen
Bauernhöfe statt Agrarindustrie“ ei-
ne Demonstration statt, zu der auch
Busse aus dem Landkreis fahren.

Marktjünger verstummen
Noch vor kurzem sei die Forderung
nach Rahmenbedingungen für den
Markt höchst unpopulär gewesen,
meinte Graf. Globalisierung, Liberali-
sierung, freier Wettbewerb, Markt-
chancen, die man sich nicht mit ver-
meintlich unnötigen staatlichen Re-
gelungen verbauen sollte, hätten die
Marktjünger als Gegenargumente ins

Feld geführt. Spätestens mit der Fi-
nanz- und Eurokrise sei jedoch klar
geworden, dass mit dieser Politik die
Gewinne der Liberalisierung privati-
siert, die negativen Auswirkungen
aber mit Hilfe staatlicher Hilfspakete
sozialisiert würden.

Die Milcherzeuger des BDM stün-
den zu ihrer Verantwortung für nach-
folgende Generationen. Der BDM
setze sich für eine Politik ein, in de-
ren Fokus die Menschen stünden
und nicht das kurzfristige Gewinn-
streben der Konzerne, betonte Graf,
der über die BDM-Vorschläge für ge-
rechte Rahmenbedingungen für den
Milchmarkt und zur Gemeinsamen
Agrarpolitik ab 2013 informierte.

Ziel des Agrarbündnisses Bayern
sei es, eine Neuausrichtung der EU-
Agrarpolitik zu erreichen, die sozial
gerecht, bäuerlich, ökologisch und
umweltschonend sei, sagte BDM-
Landesdelegierter Manfred Albers-
dorfer. Dieses Bündnis, dem Organi-
sationen aus den Bereichen Land-
wirtschaft, Umwelt, Imkerei und Ent-

wicklungszusammenarbeit angehör-
ten, fordere, dass Bayern Agrartech-
nik-frei bleiben müsse. Die regiona-
len Wirtschaftskreisläufe sollten ver-
stärkt, Ernährungsbewusstsein aus-
gebaut werden, artgerechte Tierhal-
tung Vorrang vor Massentierhaltung
erhalten. Es solle eine Abkehr von ei-
ner erdölbasierten Landwirtschaft
hin zu einer auf Sonnenenergie ba-
sierenden Lebensmittelerzeugung
unterstützt werden. „Leitbild einer
solchen Politik ist eine ökologische
Land- und Lebensmittelwirtschaft“,
formulierte Manfred Albersdorfer.

Im Bündnis mit BN
Der Bund Naturschutz und die bäu-
erliche Landwirtschaft lägen mit ih-
ren Vorstellungen gar nicht so weit
auseinander, wie es in der Öffentlich-
keit oft dargestellt werde, sagte Peter
Zahn, der Kreisvorsitzende des Bun-
des Naturschutz. So wirke man im
Agrarbündnis mit dem BDM für die
gleiche Zielsetzung, den Erhalt der
heimischen Landwirtschaft.

AmAnfang mehr Freiheit
Modellversuch „Flexible Grundschule“: Neue Teilnehmer ab 2012 gesucht

Amberg-Sulzbach. (ll) Ab Sep-
tember 2012 sollen sich auch
zwei Schulen aus dem Schul-
amtsbezirk am Modellversuch
„Flexible Grundschule“ beteili-
gen. Das erklärte Schulamtsdi-
rektor Hubert A. Haberberger
auf AZ-Nachfrage. Das Neue an
diesem Modell ist die flexible
Eingangsstufe, bei der die ersten
beiden Klassen sowohl in einem
als auch in drei Jahren durchlau-
fen werden können und jede
Form als regulär gilt.

Dadurch sind diejenigen Kinder, die
am Anfang etwas länger brauchen,
um sich an die Schule zu gewöhnen
und sich den Stoff der ersten beiden
Klassen anzueignen, nicht als Wie-
derholer stigmatisiert, sagt Haber-
berger. Er hält das für eine wesentli-

che Verbesserung, „denn mit diesem
Makel läuft das Kind sonst durch die
ganze Schulzeit“. Und auch die vor-
gesehene stärkere individuelle För-
derung der Kinder sieht der Leiter
des Schulamtes als Vorteil der neuen
Form für die Kinder.

Der Modellversuch läuft derzeit
mit bayernweit 20 Schulen. Bisher

nimmt aus der Oberpfalz lediglich
die Jobst-vom-Brandt-Schule in Wal-
dershof (Landkreis Tirschenreuth)
daran teil. 2012 soll aber auf insge-
samt 80 Schulen aufgestockt werden.
Für den Schulamtsbezirk Amberg/
Amberg-Sulzbach soll der fachlich
zuständige Schulrat Heinrich Koch
zwei Schulen melden (bevorzugt eine
große und eine kleine), die dann mit-
machen möchten. „Das ist alles auf
freiwilliger Basis“, sagt Haberberger.

Keine Kombiklasse
Und er betont, dass es bei dem flexi-
blen Modell die Jahrgangsstufen 1
und 2 in der bisherigen Form nicht
mehr gibt, weil alle Kinder gemein-
sam unterrichtet werden, dass es sich
dabei aber nicht um eine Kombiklas-
se im herkömmlichen Sinn handle.
Die werde man weiterhin nach dem
Bedarf an den einzelnen Grundschu-
len bilden. Im Schuljahr 2011/12 gibt
es davon eine in Amberg und sieben
im Landkreis Amberg-Sulzbach.

Die Schulorganisation und die Ar-
beit des Lehrers macht das Modell
der flexiblen Eingangsstufe wohl
nicht leichter, vermutet Hubert A.
Haberberger. Doch hätten sich bei
dem in Bayern seit September 2010
laufenden und auf drei Jahre ange-
legten Schulversuch viele Vorteile für
die Kinder gezeigt: „Es würde mich
persönlich deshalb wundern, wenn
wir dieses Modell nicht in fünf Jahren
generell hätten.“

Modellversuch

20 bayerische Schulen beteiligen
sich an dem Modellversuch „Fle-
xible Grundschule“, der von der
Stiftung Bildungspakt Bayern ge-
meinsam mit dem Kultusminis-
terium seit 2010 angeboten wird.
Infolge der Flexibilisierung kann
an diesen Schulen die Grund-
schulzeit der einzelnen Kinder
ganz regulär zwischen drei und
fünf Jahren dauern. (ll)

Es würde mich persönlich
wundern, wenn wir
dieses Modell nicht in

fünf Jahren
generell hätten.

Schulamtsdirektor
Hubert A. Haberberger

Nachträglich
Fahrtkosten
für Feuerwehr

Amberg-Sulzbach. (ll) Die Fahrtkos-
ten, die den ehrenamtlich tätigen
Feuerwehrführungskräften des
Landkreises aufgrund einer gesetzli-
chen Neuregelung zwischen Mai
2010 und Juli 2011 nicht mehr ge-
zahlt worden waren, übernimmt
nachträglich und freiwillig der Land-
kreis. Dafür votierte der Kreisaus-
schuss einstimmig.

Ab 1. Mai 2010 wurden nach dem
Bayerischen Reisekostengesetz für
Dienstreisen, die an der Wohnung
angetreten und beendet wurden,
höchstens die Fahrtkosten erstattet,
die bei Abfahrt oder Ankunft an der
Dienststelle erstattet worden wären.
Die Kreisräte fanden das sehr unfair,
weil dadurch etwa ein Kreisbrandin-
spektor, der von Auerbach zum
Landratsamt nach Amberg fahren
musste, keinen Cent Fahrtkostener-
satz in Anspruch nehmen konnte.

Inzwischen ist auch der Gesetzge-
ber darauf gekommen, dass man so
die Bereitschaft zur Übernahme von
Ehrenämtern nicht fördert, und hat
per Gesetzesänderung ab August
2011 den Fahrtkostenersatz ab der
Wohnung wieder ermöglicht.

Für die 15 Monate, in denen das
nicht ging, haben schon viele andere
Landkreise die Fahrtkosten freiwillig
übernommen. Ihnen hat sich der
Landkreis Amberg-Sulzbach jetzt mit
der Entscheidung des Kreisausschus-
ses angeschlossen.


